
Lfd.Nr. 10 |Jahr 2022 

 

VERHANDLUNGSSCHRIFT 

 

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates der Marktgemeinde Riedau am Donnerstag, den 16. Dezember 2022 

Tagungsort: Sitzungssaal 

Beginn:  18:00 Uhr 

Ende: 19:05 Uhr 

Anwesende GR-Mitglieder: 

 

1. Bgm. Markus Hansbauer als Vorsitzender 

2. 1. Vizebgm. Johann Schmidseder 

3. GV Reinhard Windhager 

4. GR Anna Zallinger 

5. GR Andreas Lengauer 

6. GR Anna Wimmer 

7. GR Thomas Klugsberger 

8. GR Marcel Weinberger 

9. GR Alois Brunner 

10. 2. Vizebgm. Franz Arthofer 

11. GR Karin Eichinger 

12. GV Michael Desch 

13. GR Unterberger Andreas 

14. GR Johannes Schönbauer  

15. GR Bernhard Rosenberger 

16.   

17.   

18.   

19.   

 

GR-Ersatzmitglieder: 

 

 ER Andreas Schroll für GR Elisabeth Jäger 

 ER Roswitha Krupa für GR Franz Schabetsberger 

 ER Kerstin Helml für GR Sascha Hübsch 

 ER Christopher Gruber für  GR Günter Humer 

 

Der Leiter des Gemeindeamtes:  AL Petra Langmaier  

Sonstige Personen (§ 66 Abs. 2 OÖ. GemO.1990): - 

Der Schriftführer (§ 54 Abs. 2 OÖ. GemO. 1990):  AL Petra Langmaier  

 

Es fehlen: 

 

 entschuldigt: unentschuldigt:  

 GR Elisabeth Jäger 

 GR Franz Schabetsberger 

 GR Sascha Hübsch 

 GR Günter Humer 
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Der Vorsitzende eröffnet um 18:00 Uhr die Sitzung und stellt fest, dass 

a) die Sitzung von ihm einberufen wurde; 

b) die Verständigung hierzu gemäß den vorliegenden Zustellnachweisen an alle Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder am 

07.12.2022 unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist; der Termin der heutigen Sitzung im Sitzungsplan (§ 

54 Abs. 1 OÖ. GemO 2002) enthalten ist und die Verständigung hierzu an alle Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder 

zeitgerecht unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist; die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der 

Amtstafel öffentlich kundgemacht wurde; 

c) die Beschlussfähigkeit gegeben ist; 

d) die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 20.10.2022 bis zur heutigen Sitzung während der Amtsstunden 

im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung zur Einsicht noch aufliegt und gegen diese 

Verhandlungsschrift von jenen Gemeinderatsmitgliedern und Ersatzmitgliedern, welche an der betreffenden 

Sitzung teilgenommen haben, bis zum Sitzungsschluss Einwendungen eingebracht werden können. 

 

Sodann gibt der Vorsitzende noch folgende Mitteilungen: 

Folgende Gemeinderatsmitglieder sind anzugeloben: - 

 

Folgender Dringlichkeitsantrag wurde gemäß § 46 Abs. 3 OÖ. GemO 2002 eingebracht:  

Aufnahme des Tagesordnungspunktes: 

· TOP 14. Dringlichkeitsantrag Genehmigung von Ehrungen ausgeschiedener Gemeinderatsmitglieder (Beratung und 

Beschlussfassung) 

 

Abstimmungsergebnis: 

Der Antrag wird durch Erheben der Hand mit 19 Stimmen einstimmig angenommen. 

 

Der Vorsitzende setzt folgenden Tagesordnung von der Tagesordnung ab: 

- 

 

Bürgerfragestunde – keine Wortmeldungen  
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Tagesordnung: 

TOP 1. Bericht des Obmannes des Kulturausschusses (Kenntnisnahme) 

TOP 2. Bericht des Obmannes des Wohnungsausschusses (Kenntnisnahme) 

TOP 3. Bericht des Obmannes des Prüfungsausschusses (Kenntnisnahme) 

TOP 4. Löschungserklärung Wiederkaufsrecht/Vorkaufsrecht – KG Riedau, EZ 383 (Beratung und Beschlussfassung) 

TOP 5. Freilassungserklärung – KG Vormarkt Riedau, EZ 505 (Beratung und Beschlussfassung) 

TOP 6. Mietvertrag der Gemeindewohnung „Pomedt 3/4“ (Beratung und Beschlussfassung)) 

TOP 7. Erhöhung der Abfallgebührenordnung 2023 (Beratung und Beschlussfassung) 

TOP 8. Gefahrenabwehr- und Entwicklungsplanung – Ergebnis vom 05.12.2022 (Beratung und Beschlussfassung) 

TOP 9. Genehmigung des Kassenkredites für das Finanzjahr 2023 (Beratung und Beschlussfassung) 

TOP 10. Behandlung des Flächenwidmungsplanes Nr. 6.8 – „Rotes Kreuz“ und Änderung des Örtlichen 

Entwicklungskonzeptes Nr. 2.5 – Behandlung der eingebrachten Stellungnahmen (Beratung und Beschlussfassung) 

TOP 11. Änderung der Wassergebührenordnung für die Wasserversorgungsanlage (Beratung und Beschlussfassung) 

TOP 12. Änderung der Kanalgebührenordnung für die Kanalisationsanlage (Beratung und Beschlussfassung) 

TOP 13. Änderung der Hundeabgabeordnung (Beratung und Beschlussfassung) 

TOP 14. Dringlichkeitsantrag – Genehmigung von Ehrungen ausgeschiedener Gemeinderatsmitglieder (Beratung und 

Beschlussfassung) 

TOP 15. Bericht des Bürgermeisters 

TOP 16. Allfälliges 
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TOP 1. Bericht des Obmannes des Kulturausschusses (Kenntnisnahme) 
 

Der Obmann GR Alois Brunner, gibt die Berichte zu den Sitzungen des Kulturausschusses am 24.10.2022 und 14.11.2022 

mit folgender Tagesordnung: 

 

Sitzung des Kulturausschusses am 24.10.2022 mit der Tagesordnung:  

• Finale Besprechung für den 1. Adventmarkt 

• Allfälliges 

 

Sitzung des Kulturausschusses am 14.11.2022 mit der Tagesordnung:  

• Vereinsförderung 

• Rossmarkt, am 11.03.2023 

• Jahresplanung für den Musikverein Riedau 

• Allfälliges 

 

TOP 2. Bericht des Obmannes des Wohnungsausschusses (Kenntnisnahme) 
 

Unter Ausschluss der Öffentlichkeit 

Sitzung des Wohnungsausschusses am 28.11.2022 

 

TOP 3. Bericht des Obmannes des Prüfungsausschusses (Kenntnisnahme) 
 

Das Mitglied GR Anna Wimmer, gibt einen Bericht zu der Sitzung des Prüfungsausschusses am 14.12.2022 mit folgender 

Tagesordnung: 

 

Sitzung des Prüfungsausschusses am 14.12.2022 mit der Tagesordnung:  

• Belegprüfung 2. HJ 2022 

• Allfälliges 
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TOP 4. Löschungserklärung Wiederkaufsrecht/Vorkaufsrecht – KG Riedau, EZ 383 (Beratung und 
Beschlussfassung)  
  

Der Bürgermeister gibt den Sachverhalt bekannt:  

Die Fraktionen haben vollinhaltlich folgende Unterlagen im Amtsvortrag erhalten:  
 
 
 
*****anonymisiert ***** 
 
Mailverkehr 
Löschungserklärung 
Kaufvertrag 4.12.1975  
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-9- 

 

Beschluss: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag, die vorliegende Löschungserklärung der Liegenschaft EZ 383 in der KG 48129 

vollinhaltlich zu genehmigen. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Der Antrag wird durch Erheben der Hand mit 19 Stimmen einstimmig angenommen.  
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TOP 5. Freilassungserklärung – KG Vormarkt Riedau, EZ 505 (Beratung und Beschlussfassung) 
 

Der Bürgermeister gibt den Sachverhalt bekannt: 

Die Fraktionen haben vollinhaltlich folgende Unterlagen im Amtsvortrag erhalten: 

 

 



 

-1
1

- 

 

  



 

-1
2

- 
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Beschluss: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag, die vorliegende Freilassungserklärung der Liegenschaft EZ 505 in der KG 48138 

vollinhaltlich zu genehmigen. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Der Antrag wird durch Erheben der Hand mit 19 Stimmen einstimmig angenommen.  
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TOP 6. Mietvertrag der Gemeindewohnung „Pomedt 3/4“ (Beratung und Beschlussfassung)) 
 

Unter Ausschluss der Öffentlichkeit 
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TOP 7. Erhöhung der Abfallgebührenordnung 2023 (Beratung und Beschlussfassung) 
 

Der Bürgermeister gibt den Sachverhalt bekannt: 

Die Abfallgebühren werden den Gemeinden vom BAV vorgegeben. Die Fraktionen haben vollinhaltlich folgende 

Unterlagen im Amtsvortrag erhalten:  

 



 

-1
6

- 

 

 



 

-1
7

- 
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Die Anpassung der Abfallgebühren in Höhe der Teuerungsrate (VPI 2010) wurde im Vorstand mit 8,7 % zum Vorjahr beschlossen. 

 

Wert 2022 

59,77 

 

 

35,86 

47,81 

306,81 

318,76 

438,30 

 

 

 

 

 

4,95 

6,61 

39,42 

40,96 

54,50 

4,909 
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Wert 2022 

4,95 

6,61 

36,03 

37,43 

45,41 

4,909 

 

 

2,818 
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Beschluss: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag, die vorliegende Abfallgebührenordnung ab 01.01.2023 vollinhaltlich zu genehmigen.  

 

Abstimmungsergebnis: 

Der Antrag wird durch Erheben der Hand mehrheitlich angenommen.  

18 „JA“-Stimmen, 1 „NEIN“-Stimme (ER Andreas Schroll) 

 

  



 

-21- 

 

TOP 8. Gefahrenabwehr- und Entwicklungsplanung – Ergebnis vom 05.12.2022 (Beratung und 

Beschlussfassung) 
 

Der Bürgermeister gibt den Sachverhalt bekannt: 

Die Fraktionen haben vollinhaltlich folgende Unterlagen im Amtsvortrag erhalten: 

 



 

-2
2

- 

 

 



 

-2
3

- 
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***anonymisiert*** 
 
Unterschriftenblatt 
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Beschluss: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag, dass das vorliegende Gefahrenabwehr- und Entwicklungsplanung vollinhaltlich 

beschlossen wird.  

 

Abstimmungsergebnis: 

Der Antrag wird durch Erheben der Hand mit 19 Stimmen einstimmig angenommen.  
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TOP 9. Genehmigung des Kassenkredites für das Finanzjahr 2023 (Beratung und Beschlussfassung) 
 

Der Bürgermeister gibt den Sachverhalt bekannt: 

Die Fraktionen haben vollinhaltlich folgende Unterlagen im Amtsvortrag erhalten: 

Es wurden drei Banken zur Abgabe eines Angebotes eingeladen (Allgemeine Sparkasse, Raiffeisenbank Region Schärding 

und Oberbank Ried im Innkreis). 

Die maximale Höhe des Kassenkredits beträgt gem. § 83 Oö. Gemeindeordnung 1990 (ein Viertel der Einzahlungen der 

lfd. Geschäftstätigkeit). 

Da die genau Summe noch nicht bekannt war, wurde für das Finanzjahr 2023 ein Kreditrahmen in der Höhe von 

1.100.000,00 Euro angenommen . 
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Beschluss: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag, den Kassenkredit an die Allgemeine Sparkasse Oö., Variante (3-Monats-Euriobor, 

Zinssatz mit 2,007 % p.A.) zu vergeben.  

 

Abstimmungsergebnis: 

Der Antrag wird durch Erheben der Hand mit 19 Stimmen einstimmig angenommen.  
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TOP 10. Behandlung des Flächenwidmungsplanes Nr. 6.8 – „Rotes Kreuz“ und Änderung des 

Örtlichen Entwicklungskonzeptes Nr. 2.5 – Behandlung der eingebrachten Stellungnahmen 

(Beratung und Beschlussfassung) 
 

Der Bürgermeister gibt den Sachverhalt bekannt: 

Die Fraktionen haben vollinhaltlich folgenden Unterlagen im Amtsvortrag erhalten: 

Der Grundsatz wurde bereits in der Gemeinderatssitzung am 08.09.2022 beschlossen und wurde darauffolgend das 

Verfahren für die Stellungnahmen eingeleitet. Im Zuge des Grundsatzbeschlusses lag bereits die Bekanntgabe von 

Planungsinteressen des Grundeigentümers sowie die ortsplanerische Stellungnahme vor. 

Die eingetroffenen Stellungnahmen wurden von den Fraktionen vollinhaltlich zur Kenntnis gebracht. 

Folgende Dienststellen wurden gem. § 33 (2) Oö. ROG um Stellungnahmen ersucht: 

1) Amt der Oö. Landesregierung – Abt. Raumordnung 

2) Landwirtschaftskammer Oö. – BBK Ried im Innkreis 

3) Oö. Umweltanwaltschaft 

4) Wirtschaftskammer Oö. – Bezirksstelle Schärding 

5) Arbeiterkammer Oö. – Bezirksstelle Schärding 

6) Energie AG 

7) ÖBB Immobilienmanagement 

8) Gewässerbezirk Grieskirchen 

 

 

  



 

-4
1

- 

 

 



 

-4
2

- 

 

 



 

-4
3

- 

 

 



 

-4
4

- 

 



 

-4
5

- 

 



 

-4
6

- 

 



 

-4
7

- 

 



 

-4
8

- 

 

 



 

-4
9

- 

 

 



 

-5
0

- 

 

 



 

-5
1

- 

 



 

-5
2

- 

 



 

-5
3

- 

 



 

-5
4

- 

 



 

-5
5

- 

 



 

-5
6

- 

 

 



-57-  
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Aufgrund der negativen Stellungnahmen wurde seitens Hr. DI Altmann mit den betroffenen Abteilungen Kontakt 
aufgenommen und eine Neuplanung bzw. eine ergänzende Stellungnahme vorgelegt. Die betroffenen 
Nutzungsinteressenten sowie die Grundstückseigentümer wurden eine Nachfrist bis zum 09.12.2022 gewährt.   

Aus Sicht der Gemeinde ist somit der Versagungsgrund nicht mehr gegeben und der Umwidmung kann positiv 
zugestimmt werden.  

Der Gemeinderat hat die vorliegenden Argumente unter Einbeziehung der vorliegenden Stellungnahmen zu prüfen und 
darüber eine Entscheidung zu treffen.   

  

2. Vizebgm. Franz Arthofer ist auch mit Hr. W**** geredet worden bzgl. den Einwendungen/Bedenken die er gehabt 
hat?  

AL Petra Langmaier gibt bekannt, dass die Nachbarn über des Ergebnis der Behandlung der Stellungnahmen von der 
heutigen Sitzung informiert werden.  

Bgm. Markus Hansbauer gibt bekannt, dass er sich nicht vorstellen kann das die Situation für ihn schlechter wird, wenn 
was Neues gemacht wird.  

2. Vizebgm. Franz Arthofer glaubt, dass bei ihm eher das Problem von der Unterführung kommt, dass da so viel herunter 
kommt.  

GR Bernhard Rosenberger fragt nach, wie es mit der Zufahrt vom Roten Kreuz ausschaut?  

Bgm. Markus Hansbauer erklärt die Situation bzgl. der Zufahrt bzw. Ausfahrt. Es gab eine Vor-Ort-Begehung. Die 

geplante Zufahrt wäre nicht so ausführbar gewesen, da diese nicht gut einsehbar gewesen wäre. Es hätte auch die 

Option gegeben, dass vom Stadel eventuell ein Teil wegkommt. Daraufhin wurde entschieden, dass das Gebäude 

anders situiert wird.   

  

  

Beschluss:  

Der Vorsitzende stellt den Antrag zur vorliegenden Änderung des Flächenwidmungsplanes Nr. 6.8 – „Rotes Kreuz“ und 
Änderung des Örtlichen Entwicklungskonzeptes Nr. 2.5 einen Durchführungsbeschluss vollinhaltlich zu fassen.  

  

Abstimmungsergebnis:  

Der Antrag wird durch Erheben der Hand mit 19 Stimmen einstimmig angenommen.   
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TOP 11. Änderung der Wassergebührenordnung für die Wasserversorgungsanlage (Beratung und 

Beschlussfassung) 
 

Der Bürgermeister gibt den Sachverhalt bekannt: 

Die Fraktionen haben vollinhaltlich folgenden Unterlagen im Amtsvortrag erhalten: 

 

Auszug aus dem Voranschlagserlass 2023, Geschäftszeichen: IKD-2022-517441/8-LI 

 

2.19. FESTSETZUNG STEUERHEBESÄTZE  

Die Steuerhebesätze für das Finanzjahr 2023 sind so rechtzeitig zu beschließen, dass sie nach Ablauf der zweiwöchigen 

Kundmachungsfrist jedenfalls mit 1. Jänner 2023 rechtswirksam werden.  

Für den Fall, dass eine rechtzeitige Beschlussfassung des Voranschlages nicht gewährleistet ist, empfehlen wir 

hinsichtlich der für die Ausschreibung und Einhebung der Gemeindeabgaben erforderlichen Beschlüsse (insb. Steuer- 

bzw. Hebesätze, sonstige Gebührenverordnungen) dringend eine zeitgerechte, gesonderte Beschlussfassung dieser 

Verordnungen, damit diese Abgaben mit Beginn des Haushaltsjahres wirksam werden. Wenn und weil diese Beschlüsse 

aber nicht „gleichzeitig“ mit dem Gemeindevoranschlag gemäß § 76 Abs. 6 leg.cit. beschlossen werden, gilt in diesem 

Fall die besondere Kundmachungsform des § 76 Abs. 7 leg.cit bzw. die Vorlage gemäß § 77 leg.cit. nicht. Diese nicht 

gleichzeitig mit dem Gemeindevoranschlag, sondern in einer vorherigen Gemeinderatssitzung gesondert beschlossenen 

Verordnungen sind gemäß § 94 leg. cit. kundzumachen und gemäß § 101 leg.cit. der Aufsichtsbehörde zur 

Verordnungsprüfung vorzulegen.  

 

Unterscheidung zwischen „echten“ Hebesatzverordnungen (gemäß § 76 Abs. 6 Oö. GemO 1990) und sonstigen 

Verordnungen  

Viele Gemeinden erhöhen jährlich – meistens zum Jahreswechsel – ihre Abfall-, Wasser- und/oder Kanalgebühren. 

Dabei gibt es rechtlich gesehen zwei Möglichkeiten, eine solche Erhöhung vorzunehmen. Leider werden diese beiden 

Möglichkeiten immer häufiger vermischt, was zu Unklarheiten und rechtlichen Unsicherheiten bzw. Problemen bei der 

Verordnungsprüfung führt. Wir ersuchen daher die Gemeinden, (nur) eine der anschließend dargestellten 

Möglichkeiten zu wählen und nicht beide Varianten zu vermischen:  

 

Erste Möglichkeit der Gebührenerhöhung: Gleichzeitiger Beschluss mit Voranschlag (§ 76 Abs. 6 Oö. GemO 1990)  

Gemäß § 76 Abs. 6 Oö. GemO 1990 können vom Gemeinderat die in den Gebührenordnungen enthaltenen 

Gebührensätze (also z.B. die Abfall-, Wasser- und Kanalgebühren) gleichzeitig mit der Beschlussfassung über den 

Gemeindevoranschlag abgeändert werden. Diese Variante ist aber nur dann möglich, wenn tatsächlich NUR die 

Gebührenhöhe geändert wird und nicht auch sonstige Passagen der jeweiligen Gebührenordnung.  

Bei dieser Variante wird die Verordnungsprüfung von den Bezirkshauptmannschaften als Aufsichtsbehörde, und nicht 

von der Oö. Landesregierung durchgeführt (§ 99 Abs. 2 Oö. GemO 1990).  

 

Zweite Möglichkeit der Gebührenerhöhung: Änderung oder Neuerlassung der jeweiligen Gebührenordnung (§ 94 iVm 101 

Oö. GemO 1990)  

 

Möchte der Gemeinderat die Gebühren erhöhen und werden aber die Gebührensätze nicht gleichzeitig mit dem 

Voranschlag beschlossen (siehe Variante 1.), dann ist die jeweilige Gebührenordnung abzuändern oder neuzuerlassen. 

Dabei können natürlich auch inhaltliche Änderungen vorgenommen werden.  

 

Wir ersuchen die Gemeinden, in einem solchen Fall nicht alle Gebühren (also z.B. Grundsteuer, Abfallgebühren, 

Wassergebühren, Kanalgebühren, Hundegebühren etc.) in eine einzige Verordnung zu „packen“, da dies sehr 

unübersichtlich werden kann und dabei oft auch Fehler passieren. Hier wären – wie oben beschrieben – die jeweiligen 

Gebührenordnungen jeweils einzeln bzw. getrennt abzuändern (oder neuzuerlassen). Oft werden zwar die jeweiligen 

Gebührenordnungen einzeln abgeändert, zusätzlich wird aber noch eine „gemeinsame“ Gebührenordnung (mit ALLEN 
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Gebühren) beschlossen, was rechtlich gesehen überhaupt keinen Sinn ergibt und nur zusätzlichen Verwaltungsaufwand 

(sowohl bei der Gemeinde, als auch bei der Aufsichtsbehörde) verursacht. Wir ersuchen daher die Gemeinden, auch 

eine solche Vorgehensweise zu unterlassen. Abschließend ist festzuhalten, dass es bei den Gebührenordnungen leider 

immer wieder zu Formalfehlern kommt (z.B. zu kurze Kundmachungsfrist oder der kundgemachte Verordnungstext ist 

nicht von der Beschlussfassung gedeckt). Auch dies verursacht zusätzlichen und vor allem unnötigen 

Verwaltungsaufwand sowohl auf Gemeindeebene, als auch für die Aufsichtsbehörde. Wir verweisen daher erneut auf 

unser Rundschreiben vom 14.06.2017, IKD(Gem)-540000/117- 2017-Hc, mit dem Titel „Häufige Fehlerquellen bei 

Beschluss und Kundmachung von Verordnungen“ (abrufbar im GemNet). 
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Wert 2022 
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Wert 2022 
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GV Michael Desch gibt bekannt, dass es sehr erfreulich ist, dass die Benützungsgebühren nicht erhöht werden. 

 

Beschluss: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag, die vorliegende Wassergebührenordnung ab 01.01.2023 vollinhaltlich zu 

genehmigen. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Der Antrag wird durch Erheben der Hand mit 19 Stimmen einstimmig angenommen.  
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TOP 12. Änderung der Kanalgebührenordnung für die Kanalisationsanlage (Beratung und 

Beschlussfassung) 
 

Der Bürgermeister gibt den Sachverhalt bekannt: 

Die Fraktionen haben vollinhaltlich folgenden Unterlagen im Amtsvortrag erhalten: 

 

Auszug aus dem Voranschlagserlass 2023, Geschäftszeichen: IKD-2022-517441/8-LI 

 

2.19. FESTSETZUNG STEUERHEBESÄTZE  

Die Steuerhebesätze für das Finanzjahr 2023 sind so rechtzeitig zu beschließen, dass sie nach Ablauf der zweiwöchigen 

Kundmachungsfrist jedenfalls mit 1. Jänner 2023 rechtswirksam werden.  

Für den Fall, dass eine rechtzeitige Beschlussfassung des Voranschlages nicht gewährleistet ist, empfehlen wir 

hinsichtlich der für die Ausschreibung und Einhebung der Gemeindeabgaben erforderlichen Beschlüsse (insb. Steuer- 

bzw. Hebesätze, sonstige Gebührenverordnungen) dringend eine zeitgerechte, gesonderte Beschlussfassung dieser 

Verordnungen, damit diese Abgaben mit Beginn des Haushaltsjahres wirksam werden. Wenn und weil diese Beschlüsse 

aber nicht „gleichzeitig“ mit dem Gemeindevoranschlag gemäß § 76 Abs. 6 leg.cit. beschlossen werden, gilt in diesem 

Fall die besondere Kundmachungsform des § 76 Abs. 7 leg.cit bzw. die Vorlage gemäß § 77 leg.cit. nicht. Diese nicht 

gleichzeitig mit dem Gemeindevoranschlag, sondern in einer vorherigen Gemeinderatssitzung gesondert beschlossenen 

Verordnungen sind gemäß § 94 leg. cit. kundzumachen und gemäß § 101 leg.cit. der Aufsichtsbehörde zur 

Verordnungsprüfung vorzulegen.  

 

Unterscheidung zwischen „echten“ Hebesatzverordnungen (gemäß § 76 Abs. 6 Oö. GemO 1990) und sonstigen 

Verordnungen  

Viele Gemeinden erhöhen jährlich – meistens zum Jahreswechsel – ihre Abfall-, Wasser- und/oder Kanalgebühren. 

Dabei gibt es rechtlich gesehen zwei Möglichkeiten, eine solche Erhöhung vorzunehmen. Leider werden diese beiden 

Möglichkeiten immer häufiger vermischt, was zu Unklarheiten und rechtlichen Unsicherheiten bzw. Problemen bei der 

Verordnungsprüfung führt. Wir ersuchen daher die Gemeinden, (nur) eine der anschließend dargestellten 

Möglichkeiten zu wählen und nicht beide Varianten zu vermischen:  

 

Erste Möglichkeit der Gebührenerhöhung: Gleichzeitiger Beschluss mit Voranschlag (§ 76 Abs. 6 Oö. GemO 1990)  

Gemäß § 76 Abs. 6 Oö. GemO 1990 können vom Gemeinderat die in den Gebührenordnungen enthaltenen 

Gebührensätze (also z.B. die Abfall-, Wasser- und Kanalgebühren) gleichzeitig mit der Beschlussfassung über den 

Gemeindevoranschlag abgeändert werden. Diese Variante ist aber nur dann möglich, wenn tatsächlich NUR die 

Gebührenhöhe geändert wird und nicht auch sonstige Passagen der jeweiligen Gebührenordnung.  

Bei dieser Variante wird die Verordnungsprüfung von den Bezirkshauptmannschaften als Aufsichtsbehörde, und nicht 

von der Oö. Landesregierung durchgeführt (§ 99 Abs. 2 Oö. GemO 1990).  

 

Zweite Möglichkeit der Gebührenerhöhung: Änderung oder Neuerlassung der jeweiligen Gebührenordnung (§ 94 iVm 101 

Oö. GemO 1990)  

 

Möchte der Gemeinderat die Gebühren erhöhen und werden aber die Gebührensätze nicht gleichzeitig mit dem 

Voranschlag beschlossen (siehe Variante 1.), dann ist die jeweilige Gebührenordnung abzuändern oder neuzuerlassen. 

Dabei können natürlich auch inhaltliche Änderungen vorgenommen werden.  

 

Wir ersuchen die Gemeinden, in einem solchen Fall nicht alle Gebühren (also z.B. Grundsteuer, Abfallgebühren, 

Wassergebühren, Kanalgebühren, Hundegebühren etc.) in eine einzige Verordnung zu „packen“, da dies sehr 

unübersichtlich werden kann und dabei oft auch Fehler passieren. Hier wären – wie oben beschrieben – die jeweiligen 

Gebührenordnungen jeweils einzeln bzw. getrennt abzuändern (oder neuzuerlassen). Oft werden zwar die jeweiligen 

Gebührenordnungen einzeln abgeändert, zusätzlich wird aber noch eine „gemeinsame“ Gebührenordnung (mit ALLEN 
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Gebühren) beschlossen, was rechtlich gesehen überhaupt keinen Sinn ergibt und nur zusätzlichen Verwaltungsaufwand 

(sowohl bei der Gemeinde, als auch bei der Aufsichtsbehörde) verursacht. Wir ersuchen daher die Gemeinden, auch 

eine solche Vorgehensweise zu unterlassen. Abschließend ist festzuhalten, dass es bei den Gebührenordnungen leider 

immer wieder zu Formalfehlern kommt (z.B. zu kurze Kundmachungsfrist oder der kundgemachte Verordnungstext ist 

nicht von der Beschlussfassung gedeckt). Auch dies verursacht zusätzlichen und vor allem unnötigen 

Verwaltungsaufwand sowohl auf Gemeindeebene, als auch für die Aufsichtsbehörde. Wir verweisen daher erneut auf 

unser Rundschreiben vom 14.06.2017, IKD(Gem)-540000/117- 2017-Hc, mit dem Titel „Häufige Fehlerquellen bei 

Beschluss und Kundmachung von Verordnungen“ (abrufbar im GemNet). 
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Beschluss: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag, die vorliegende Kanalgebührenordnung ab 01.01.2023 vollinhaltlich zu genehmigen. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Der Antrag wird durch Erheben der Hand mit 19 Stimmen einstimmig angenommen.  
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TOP 13. Änderung der Hundeabgabeordnung (Beratung und Beschlussfassung) 
 

Der Bürgermeister gibt den Sachverhalt bekannt: 

Die Fraktionen haben vollinhaltlich folgenden Unterlagen im Amtsvortrag erhalten: 

 

Auszug aus dem Voranschlagserlass 2023, Geschäftszeichen: IKD-2022-517441/8-LI 

 

2.19. FESTSETZUNG STEUERHEBESÄTZE  

Die Steuerhebesätze für das Finanzjahr 2023 sind so rechtzeitig zu beschließen, dass sie nach Ablauf der zweiwöchigen 

Kundmachungsfrist jedenfalls mit 1. Jänner 2023 rechtswirksam werden.  

Für den Fall, dass eine rechtzeitige Beschlussfassung des Voranschlages nicht gewährleistet ist, empfehlen wir 

hinsichtlich der für die Ausschreibung und Einhebung der Gemeindeabgaben erforderlichen Beschlüsse (insb. Steuer- 

bzw. Hebesätze, sonstige Gebührenverordnungen) dringend eine zeitgerechte, gesonderte Beschlussfassung dieser 

Verordnungen, damit diese Abgaben mit Beginn des Haushaltsjahres wirksam werden. Wenn und weil diese Beschlüsse 

aber nicht „gleichzeitig“ mit dem Gemeindevoranschlag gemäß § 76 Abs. 6 leg.cit. beschlossen werden, gilt in diesem 

Fall die besondere Kundmachungsform des § 76 Abs. 7 leg.cit bzw. die Vorlage gemäß § 77 leg.cit. nicht. Diese nicht 

gleichzeitig mit dem Gemeindevoranschlag, sondern in einer vorherigen Gemeinderatssitzung gesondert beschlossenen 

Verordnungen sind gemäß § 94 leg. cit. kundzumachen und gemäß § 101 leg.cit. der Aufsichtsbehörde zur 

Verordnungsprüfung vorzulegen.  

 

Unterscheidung zwischen „echten“ Hebesatzverordnungen (gemäß § 76 Abs. 6 Oö. GemO 1990) und sonstigen 

Verordnungen  

Viele Gemeinden erhöhen jährlich – meistens zum Jahreswechsel – ihre Abfall-, Wasser- und/oder Kanalgebühren. 

Dabei gibt es rechtlich gesehen zwei Möglichkeiten, eine solche Erhöhung vorzunehmen. Leider werden diese beiden 

Möglichkeiten immer häufiger vermischt, was zu Unklarheiten und rechtlichen Unsicherheiten bzw. Problemen bei der 

Verordnungsprüfung führt. Wir ersuchen daher die Gemeinden, (nur) eine der anschließend dargestellten 

Möglichkeiten zu wählen und nicht beide Varianten zu vermischen:  

 

Erste Möglichkeit der Gebührenerhöhung: Gleichzeitiger Beschluss mit Voranschlag (§ 76 Abs. 6 Oö. GemO 1990)  

Gemäß § 76 Abs. 6 Oö. GemO 1990 können vom Gemeinderat die in den Gebührenordnungen enthaltenen 

Gebührensätze (also z.B. die Abfall-, Wasser- und Kanalgebühren) gleichzeitig mit der Beschlussfassung über den 

Gemeindevoranschlag abgeändert werden. Diese Variante ist aber nur dann möglich, wenn tatsächlich NUR die 

Gebührenhöhe geändert wird und nicht auch sonstige Passagen der jeweiligen Gebührenordnung.  

Bei dieser Variante wird die Verordnungsprüfung von den Bezirkshauptmannschaften als Aufsichtsbehörde, und nicht 

von der Oö. Landesregierung durchgeführt (§ 99 Abs. 2 Oö. GemO 1990).  

 

Zweite Möglichkeit der Gebührenerhöhung: Änderung oder Neuerlassung der jeweiligen Gebührenordnung (§ 94 iVm 101 

Oö. GemO 1990)  

 

Möchte der Gemeinderat die Gebühren erhöhen und werden aber die Gebührensätze nicht gleichzeitig mit dem 

Voranschlag beschlossen (siehe Variante 1.), dann ist die jeweilige Gebührenordnung abzuändern oder neuzuerlassen. 

Dabei können natürlich auch inhaltliche Änderungen vorgenommen werden.  

 

Wir ersuchen die Gemeinden, in einem solchen Fall nicht alle Gebühren (also z.B. Grundsteuer, Abfallgebühren, 

Wassergebühren, Kanalgebühren, Hundegebühren etc.) in eine einzige Verordnung zu „packen“, da dies sehr 

unübersichtlich werden kann und dabei oft auch Fehler passieren. Hier wären – wie oben beschrieben – die jeweiligen 

Gebührenordnungen jeweils einzeln bzw. getrennt abzuändern (oder neuzuerlassen). Oft werden zwar die jeweiligen 

Gebührenordnungen einzeln abgeändert, zusätzlich wird aber noch eine „gemeinsame“ Gebührenordnung (mit ALLEN 

Gebühren) beschlossen, was rechtlich gesehen überhaupt keinen Sinn ergibt und nur zusätzlichen Verwaltungsaufwand 

(sowohl bei der Gemeinde, als auch bei der Aufsichtsbehörde) verursacht. Wir ersuchen daher die Gemeinden, auch 
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eine solche Vorgehensweise zu unterlassen. Abschließend ist festzuhalten, dass es bei den Gebührenordnungen leider 

immer wieder zu Formalfehlern kommt (z.B. zu kurze Kundmachungsfrist oder der kundgemachte Verordnungstext ist 

nicht von der Beschlussfassung gedeckt). Auch dies verursacht zusätzlichen und vor allem unnötigen 

Verwaltungsaufwand sowohl auf Gemeindeebene, als auch für die Aufsichtsbehörde. Wir verweisen daher erneut auf 

unser Rundschreiben vom 14.06.2017, IKD(Gem)-540000/117- 2017-Hc, mit dem Titel „Häufige Fehlerquellen bei 

Beschluss und Kundmachung von Verordnungen“ (abrufbar im GemNet). 

 

 

 

Richtlinien GEMEINDEFINANZIERUNG NEU, Geschäftszeichen: IKD-2019-494009/102 

 

 

Derzeit ist die Hundeabgabe pro Hund auf 30,00 Euro festgelegt, Wachhunde mit 20,00 Euro. 

Mit Stand 12.12.2022 sind derzeit 139 Hunde und 2 Wachhunde in Riedau gemeldet. 

 

 2022 „Hundeabgabe“ 2023 „Hundeabgabe“ 

(inkl. Erhöhung) 

 

139 Hunde 139 x 30 Euro = 4.170,00 Euro 139 x 50 Euro = 6.950,00 Euro  + 2.780,00 Euro 

2 Wachhunde 2 x 20 Euro = 40,00 Euro 2 x 20 Euro = 40,00 Euro - 
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GV Franz Arthofer schlägt vor, dass man nicht gleich zwanzig Euro erhöht sondern nur 5-10 Euro erhöht.  

Bgm. Markus Hansbauer sagt dazu, dass er mit  jeder Variante einverstanden ist.  

ER Andreas Schroll sagt dazu, spannend ist es schon, wenn wir Wasser und Kanal erhöhen wird diskutiert und bei 

einem Hobby/Luxus wird nicht diskutiert sondern gespart. 

GV Michael Desch sagt dazu, dass es politisches Kleingeld ist, es bleibt nicht viel für die Gemeinde. 

1. Vizebgm. Johann Schmidseder schlägt vor, dass wir dieses Jahr um 10 Euro erhöhen und nächstes Jahr wieder um 10 

Euro erhöhen.  

 

Beschluss: 

2. Vizebgm. Franz Arthofer stellt den Antrag, dass der vollinhaltlich zur Kenntnis gebrachte Entwurf der 

Hundeabgabenordnung mit einem Tarif für jeden sonstigen Hund (je Hund) auf 40,00 Euro  genehmigt wird. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Der Antrag wird durch Erheben der Hand mehrheitlich angenommen.  

18 „JA“-Stimmen, 1 „Stimmenthaltung“-Stimme (ER Andreas Schroll) 
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TOP 14. Dringlichkeitsantrag – Genehmigung von Ehrungen ausgeschiedener 

Gemeinderatsmitglieder (Beratung und Beschlussfassung) 
 

Der Bürgermeister gibt den Sachverhalt bekannt: 

Für die Verleihung eines Ehrenringes ist im Sinne der Richtlinien vom 01.02.2022 der Gemeinderat zuständig, wobei zur 

Beschlussfassung 2/3 Mehrheit erforderlich ist. 

Die Fraktionen haben die Anträge auf Ehrungen ausgeschiedener Gemeinderatsmitglieder eingereicht, die Amtsleiterin 

hat die Daten überprüft und die Mitglieder des Gemeindevorstandes haben die Punkteanzahl festgesetzt.  

Für die Verleihung eines goldenen Ehrenringes werden vorgeschlagen: 

- Berta Scheuringer 

- Karl Kopfberger 

- Heinrich Ruhmanseder 

- Günter Ortner 

Für die Verleihung eines silbernen Ehrenringes werden vorgeschlagen: 

- Brigitte Heinzl 

 

 

Beschluss: 

GV Michael Desch stellt den Antrag, die Ehrungen ausgeschiedener Gemeinderatsmitglieder vollinhaltlich zu 

genehmigen.  

Abstimmungsergebnis: 

Der Antrag wird durch Erheben der Hand mit 19 Stimmen einstimmig angenommen.  

 

 

 

  



 

-88- 

 

TOP 15. Bericht des Bürgermeisters 
 

- Voranschlag 2023 wird am 02.02.2023 behandelt 

 

- Besprechung Kindergarten am 13.12.2022 mit Bmst. Buchinger 

sechs Gruppen wurden genehmigt (4 Kindergartengruppen + 2 Krabbelstubengruppen wurden genehmigt) 

 

- ISG Interesse an Objekt in der Schmiedgasse 

 

- Wohnbau Hausruckviertel – Streitverhandlung am 14.12.2022 (Verkäufer/Käufer) 

Nähere Details zur Streitverhandlung sind derzeit noch nicht bekannt. 

 

- Einführung eines Riedauer Gutscheines 

 

- Gutscheine zum Kennenlernen von Elena Brenner 

 

Abschließend bedankt sich Bgm. Markus Hansbauer bei den ganzen Ausschüssen und den Mitwirkenden, die sehr gute 

Arbeit für Riedau leisten, bedanken. Der Adventmarkt war eine sehr gelungene Veranstaltung. An alle ein großes 

Dankeschön für die gute und konstruktive Zusammenarbeit.  
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TOP 16. Allfälliges  
  

GV Michael Desch fragt nach bzgl. „karuso“, was passiert mit der Post?  

Bgm. Markus Hansbauer gibt bekannt, dass das Geschäft mit 31.03.2023 schließt. Der bestehende Standort wäre für die 
Post im Markt eher interessant. Es gab auch schon bereits Gespräche mit Unimarkt. Für die Post ist es interessant, je 
länger die Öffnungszeiten umso besser. Derzeit gibt es auch noch keine weitere Rückmeldung.   

GV Michael Desch gibt bekannt, dass bei der Hauptstraße „Dick/Moser“ die Straße gerichtet werden soll. Dies wurde 
vor bereits in einer GR-Sitzung besprochen.  

GR Andreas Lengauer sagt dazu, dass es bereits in einer Bauausschusssitzung besprochen worden ist.  

GV Michael Desch fragt nach bzgl. Fitnessstudio, gibt es da schon nähere Details dazu?  

Bgm. Markus Hansbauer gibt bekannt, dass Fr. Ecker derzeit keine Unterlagen schicken wird, sie wird auf uns 
zukommen.  

GR Anna Zallinger fragt nach, ob Fr. Ecker die Sauna noch bis Ende Jänner weiter betreibt?  

Bgm. Markus Hansbauer sagt dazu, dass Fr. Ecker bekannt gegeben hat, dass sie mit Ende des Jahres die Sauna betreibt. 
Die Aussage mit Ende Jänner kann ich nicht bestätigen.  

ER Roswitha Krupa fragt nach bzgl. parken bei den Wohnungen von Bernhard H*********?  

ER Andreas Schroll fragt nach, ob man hier nicht eine Kurzparkzone machen kann?  

GR Andreas Lengauer sagt, wenn es nicht hilft muss ein Parken- und Halteverbot gemacht werden.  

GR Bernhard Rosenberger fragt nach, vlt. sollte man sich Gedanken über ein Verkehrskonzept machen? Man könnte 
sich darüber Gedanken machen? Vlt. könnte man sich sowas in einem Bauausschuss anschauen?  

Bgm. Markus Hansbauer sagt dazu, dies diskutieren wir nochmal.  

GR Anna Zallinger fragt nach, wie ist es mit einem Auto, welches ohne Kennzeichen herum steht ausschaut?  

ER Roswitha Krupa sagt dazu, Polizei.  

ER Andreas Schroll sagt dazu, seit Jahren steht das Auto noch nicht.  

  

Keine weiteren Wortmeldungen  
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Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr vorliegen, schließt der 

Vorsitzende die Sitzung um 19:05 Uhr. 

 

 

 

 

 

  

Der Vorsitzende  Schriftführer 

 

Genehmigung der Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung 

Gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene Verhandlungsschrift über die Sitzung vom 20. Oktober 2022 

keine - folgende - Einwendungen erhoben 

 

Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung vom __________ 

keine Einwendungen erhoben wurden - über die erhobenen Einwendungen der beigeheftete Beschluss gefasst wurde 

und diese Verhandlungsschrift daher im Sinne des § 54 (5) OÖ. Gem0 1990 als genehmigt gilt.  

 

Riedau, am …………………………….     

 

 

 

 

 

 

 

 

 Der Vorsitzende  

   

 

 

 

 

  

ÖVP GV Reinhard Windhager  FPÖ GV Michael Desch 

 

 

 

 

  

SPÖ 2. Vizebgm. Franz Arthofer  LISTE GR Bernhard Rosenberger 

 


